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TOP 17:

Verordnung zur Verlängerung der Frist nach § 291 Absatz 2b Satz 14 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch

Drucksache: 652/17

I. Zum Inhalt der Verordnung

Mit dem Gesetz für sichere digitale Kommunikation und Anwendungen im 
Gesundheitswesen sowie zur Änderung weiterer Gesetze, dessen Vorschriften 
zum Großteil am 29. Dezember 2015 in Kraft getreten sind, wurden die 
Regelungen des § 291 Absatz 2b Satz 6 und 14 des Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch (SGB V) geschaffen. In diesen Regelungen sind sanktionsbewehrte 
Fristen für die Einführung der bundesweiten Nutzungsmöglichkeit der Online-
Prüfung und -Aktualisierung der Versichertenstammdaten (Versichertenstamm-
datendienst) vorgesehen. Mit der Regelung in Satz 6 wird der Gesellschaft für 
Telematik eine Frist gesetzt, bis zu der sie die erforderlichen Maßnahmen für 
eine bundesweite Nutzung des Versichertenstammdatendienstes durchzuführen 
hat. Korrespondierend hierzu setzt Satz 14 einen Termin fest, ab dem die an der 
vertragsärztlichen Versorgung teilnehmenden Ärzte, Einrichtungen und 
Zahnärzte den Versichertenstammdatendienst durchzuführen haben. Die 
Regelung sieht zudem vor, dass sofern ab diesem Zeitpunkt der Versicherten-
stammdienst nicht durchgeführt wird, die Vergütung vertragsärztlicher 
Leistungen pauschal um ein Prozent so lange zu kürzen ist, bis die Prüfung 
durchgeführt wird.

Mit der am 3. Dezember 2016 in Kraft getretenen Verordnung zur Verlänge-
rung der Frist nach § 291 Absatz 2b Satz 6 SGB V wurde die gesetzlich 
vorgesehene Frist für die von der Gesellschaft für Telematik durchzuführenden 
erforderlichen Maßnahmen für eine bundesweite Nutzung des Versicherten-
stammdatendienstes bis zum 30. Juni 2017 verlängert. Die Verlängerung der 
Frist war erforderlich geworden, weil die für die bundesweite Nutzung des 
Versichertenstammdatendienstes erforderlichen Maßnahmen von der Gesell-
schaft für Telematik aus Gründen, die nicht von den öffentlich-rechtlichen 
Körperschaften der Gesellschafter zu vertreten sind, nicht innerhalb der 
festgelegten Frist durchgeführt werden konnten. Durch die Verlängerung dieser 
Frist verzögert sich der Zeitpunkt für die Einführung des Versicherten-
stammdatendienstes. Es ist daher erforderlich, auch die Frist für die Durch-



Erläuterung, 961. BR, 03.11.17 - 17 (a) -

führung des Versichertenstammdatendienstes durch die an der vertrags-
ärztlichen Versorgung teilnehmenden Ärzte, Zahnärzte und Einrichtungen zu 
verlängern. Mit der Verlängerung dieser Frist um ein halbes Jahr bis zum 
31. Dezember 2018 wird den Ärzten, Zahnärzten und Einrichtungen eine 
ausreichende Übergangsfrist zugestanden, in der sie sich mit der erforderlichen 
Technik für die Versichertenstammdatenprüfung ausstatten können.

In § 291 Absatz 2b Satz 15 SGB V wurde dem Bundesministerium für 
Gesundheit die Möglichkeit eingeräumt, die in Satz 14 festgelegte Frist durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates zu verlängern.

Die sich aus dem in § 291 Absatz 2b Satz 14 SGB V festgelegten Termin 
ergebende Frist soll mit dieser Verordnung bis zum 31. Dezember 2018 
verlängert werden. Damit verbunden ist die Verschiebung der als Sanktion 
vorgesehenen Kürzung der Vergütungen.

II. Empfehlung des Gesundheitsausschusses

Der Ausschuss empfiehlt dem Bundesrat, der Verordnung zuzustimmen.


